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21.          B e k a n n t m a c h u n g  
 
 

Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 
 
Der Geologische Dienst Nordrhein-Westfalen in Krefeld - ein Landesbetrieb im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie NRW - wird 
Arbeiten für die geowissenschaftliche Landesaufnahme durchführen. 
 
 

Zeitraum April - Dezember 2009 

Kreis Unna 

Stadt/Gemeinde Unna 

 
 
Die mit den Untersuchungen Beauftragten sind auf Grund des § 2 des Lagerstätten-
gesetzes vom 04.12.1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung vom 2. März 1974 (BGBl. 
S. 469) auch ohne vorherige Anmeldung berechtigt zum Betreten von Grundstücken, 
zur Vornahme von Untersuchungsarbeiten sowie zum Zutritt zu Erdaufschlüssen wie 
Aufgrabungen, Abgrabungen und Steinbrüchen. Sie legitimieren sich hierbei durch 
Dienstausweise. 
 
Diese geologische Bestandsaufnahme des Untergrundes ist Teil landesweiter Unter-
suchungen. Die gewonnenen Daten werden ausgewertet und in die Fachinformati-
onssysteme Geologische Karte, Hydrogeologische Karte und Rohstoffgeologische 
Karte eingearbeitet. Sie stehen als Grundlageninformation für zukünftige Planungen 
zur Verfügung und geben Auskunft über den Aufbau, die Zusammensetzung, die Ei-
genschaften und das Verhalten des Untergrundes. 
 
Im Rahmen der Kartierarbeiten sind kleine Handbohrungen notwendig. In Ausnahme-
fällen müssen Sondierbohrungen bis zu 30 m Tiefe durchgeführt werden. Wenn Pri-
vatgrundstücke für diese Sondierbohrungen in Anspruch genommen werden sollen, 
werden die Eigentümer rechtzeitig informiert. Dabei wird auf privatwirtschaftliche Be-
lange und die derzeitige Nutzung der Grundstücke Rücksicht genommen. Etwaige 
durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden werden nach den allgemeinen 
gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. 
 
Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geologischen Dienstes 
NRW bei der Erledigung ihrer Arbeiten im Dienste der Allgemeinheit zu unterstützen. 
 
 
Abl. KrStUN 09-21/ 30. April 2009 
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22.          B e k a n n t m a c h u n g  
 
 

Widmung einer nördl. Stichstraße des Westhemmerder Weges 
 
Der Rat der Kreisstadt Unna hat am 02.04.2009 beschlossen: 
 
Die im Ortsteil Hemmerde gelegene Stichstraße "Westhemmerder Weg" wird für den 
in dem beiliegenden Lageplan dargestellten Bereich gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und 
Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW), in der z. Z. gültigen 
Fassung, dem öffentlichen Verkehr gewidmet und erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße, bei der die Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke 
überwiegen (§ 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW).  

 
Der Gemeingebrauch gilt uneingeschränkt. 

 
Anlage: Lageplan 
 
Die Widmung wird zum 01.05.2009 wirksam. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach öffentlicher 
Bekanntmachung Klage erhoben werden. 
Die Klage ist vor dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 
Gelsenkirchen schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die ange-
fochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift/Kopie beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden einer/eines Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde deren/dessen Verschulden der/dem Klageführer/in zugerechnet wer-
den. 
 
Unna, 20.04.2009 
 
KREISSTADT UNNA 
Der Bürgermeister 
als Straßenbaubehörde 
 
 
gez. Werner Kolter 
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Abl. KrStUN 09-22/ 30. April 2009 
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23.          B e k a n n t m a c h u n g  
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Abl. KrStUN 09-23/ 30. April 2009 



 

47

24.          B e k a n n t m a c h u n g  
 
 

Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes Unna Nr. 38 
 „Rademachers Kamp“ vom 30.04.2009 

 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), in Verbindung mit 
§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW S. 256), sowie der §§ 7 und 
41 Absatz 1; Lit. f) und g) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666, SGV. NRW S. 2023), jeweils in dem bei der Beschlussfassung gültigen Wort-
laut, hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 02.04.2009 die 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes Unna Nr. 38 „Rademachers Kamp“ als Satzung be-
schlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt (siehe Übersichtsplan). 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 2. Änderung des Bebauungsplanes Unna Nr. 38 
„Rademachers Kamp“ gemäß § 10 BauGB in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung können von jedermann beim Bereich Bau-
leitplanung der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1 (Rathaus, 3. Obergeschoss, Auf-
gang B; Ostflügel, Zimmer 307), während der Dienststunden 
 

montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und 

freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
eingesehen werden. 
 
Auf die Durchführung einer Umweltprüfung wurde verzichtet, da der Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wurde. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung der Kreisstadt Unna über die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Unna Nr. 38 „Rademachers Kamp“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Unna 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Hinweise: 
Des weiteren wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Geltendmachung der Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Abwägungsmängeln 
und die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen hingewiesen. 

 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind unbeachtlich 

 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich 
sind. 

 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des 
BauGB hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann demzufolge Ent-
schädigung verlangen, wenn die in den § 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs da-
durch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt.  
 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 
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3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Unna, 30.04.2009 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
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Abl. KrStUN 09-24/ 30. April 2009 
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25.          B e k a n n t m a c h u n g  
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Unna –Hemmerde Nr. 17  
„Mehler Stenpad“ vom 30.04.2009 

 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), in Verbindung mit 
§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW S. 256), sowie der §§ 7 und 
41 Absatz 1; Lit. f) und g) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666, SGV. NRW S. 2023), jeweils in dem bei der Beschlussfassung gültigen Wort-
laut, hat der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 02.04.2009 den Bebau-
ungsplanes Unna -Hemmerde Nr. 17 „Mehler Stenpad“ als Satzung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplanbereich wird begrenzt (s. auch Übersichtsplan): 
 

im Norden von den nördlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 564 und 
586, Gemarkung Hemmerde, Flur 7, 

im Osten  von der östlichen Grundstücksgrenze des Flurstücks 686,  
Gemarkung Hemmerde, Flur 7, 

im Süden vom Holtumer Weg, 
im Westen von den östlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 1021 und 

1017, sowie den nördlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 
1017, 1016, 838/125, Gemarkung Hemmerde, Flur 7, sowie der 
Hemmerder Dorfstraße und der Kühlstraße. 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Unna – Hemmerde Nr. 17  
„Mehler Stenpad“ gemäß § 10 BauGB in Kraft. 

 
Der Bebauungsplan und die Begründung können von jedermann beim Bereich Bau-
leitplanung der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1 (Rathaus, 3. Obergeschoss, Auf-
gang B; Ostflügel, Zimmer 307), während der Dienststunden 
 

montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und 

freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
eingesehen werden. 

 
Auf die Durchführung einer Umweltprüfung wurde verzichtet, da der Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wurde. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung der Kreisstadt Unna über den Bebauungsplan Unna -Hemmerde 
Nr. 17 „Mehler Stenpad“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes An-

zeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen-

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Unna 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Hinweise: 
Des weiteren wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Geltendmachung der Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Abwägungsmängeln 
und die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen hingewiesen. 

 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind unbeachtlich 

 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich 
sind. 

 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des 
BauGB hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann demzufolge Ent-
schädigung verlangen, wenn die in den § 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs da-
durch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt.  
 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 
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3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Unna, 30.04.2009 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
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Abl. KrStUN 09-25/ 30. April 2009 


